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Von J. v. 


II. 


Selbſt wenn mit dem öſterreichiſchen Vereinsgeſetze nur die Ver⸗ 
wirklichung det ſtrengpolizeilichen Ueberwachungsſtandpunktes beabſtch⸗ 
tigt worden wäre, jo bat etz in dieſer Richtung den Intentionen der Mes 
gierung keineswegs entsprochen. 

Ich brauche gar nicht auf jene hundertfältige praktiſche Erfah⸗ 
rung hinzuweisen, durch die bei der Handhabung dieſes Geſetzes den 
Sicherheltsbehörden zum Bewußtsein gekommen fein muß, daß in 
Wirklichkeit die Beltimmungen detzſelben entweder gar nicht erfüllt 
oder umgangen werden, ſondern ich kann in ganz objeckiver Meife, ohne 
durch die Berufung auf Beiſpiele das eigene Urtheil des Leſers zu 
ſtoren, die Unzulänglichkeit aller jener Beſtimmungen, durch welche die 
Regierung geglaubt hat, ſich das Aufſichtsrecht über die Vereine zu 
währen, aus dem Geſetze ſelbſt ableiten. 

So forderte fie allerdings die Anzeige jeder Vereinsverſammlung 
mindeſtens 24 Stunden vor ihrer Abhaltung ($ 15), fo die Vorlage 
der Rechenſchaftsberichte — daun, wein der Verein fände, überhaupt 
ſolche zu vertheilen ($ 13), fo wahrte fie fich auch das Recht, einen 
Commiſſär zu den Vereinsverfammlungen zu entſeuden, das Recht, 
die Protokollirung der Gegeuftände der Verhandlung und der Ber 
ſchlüſſe zu verlangen, und auch das Recht, in die Protokolle — wenn 
eß den Vereins verfammlungen belieben folite, ſolche zu verfaffen 
— Einſicht zu nehmen ($ 18), fo auch verlangte fie bei den politiſchen 
Vereinen die ſofortige Namhaftmachung jedes neuen Mitgliedes und 


verbot ihnen die Filiation, die Correſpondenz und Verbindung mit 
anderen Vereinen ($$ 32 und 93); — aber fie hat mit dieſen Der 
fügungen nirgeuds einen nennenswerthen Erfolg erreicht, und es hat 
ſich leider gezeigt, daß, wo gefährlichere Ausſchreitun⸗ 
gen beabſichtigt und wo offenbar ſtaatzwidrig gehau⸗ 
delt wurde, gerade dieſen Anordnungen auf das Pünkt— 
lͤchſte Folge geleiſtet worden war. 

Aber eben mit den obenerwähuten Beſtimmungen hat die Regie⸗ 
rung etwas erreicht, was fie jebenfalls hätte verhüten ſollen, und tft 
durch die unbegrelfliche, gewiß nicht ſtaatsmänniſche, Auorduung des. 
F. 19 die hochſt fatale Erſcheinung eingetreten, daß dab Handeln und 
die eigentliche Wirkſamkeit ſich aus den Vereinsverſammlungen verloren 
hat und alſo dre Thätkgkert der Vereine aus den Verſamm⸗ 
lungen in die Ausſchlſſe, in die Vorſtandseonvente und 
in die Sitzungen des Verwaltungsrathet gedrängt wor⸗ 
den iſt, wo gauz unbehelligt von jedem Staatlichen Interlocut und 
ſogar geſetzlich geſchugt vor pofizeitichen Einflüſſen, der Verein ſeinen, 
Willen vollziehen fann. 

So kam es dab, wo wir eigentlich heute ſtehen, daß die Ver⸗ 
handlungen der Vereinsverſammlungen — oft — nur eine Comödie 
find, die nan vor dem Regierungscontmiſſär aufführt, und für die er 
in den allermeiſten Fällen ſabſt das Sujet liefern muß, während der 
Schwerpunkt der geſammten Vereinsthätigkeik auf dem grünen Tiſche 
und in den Bureaux der Vereine liegt, vor deren geſchloſſeuen Thüren 
der § 19 Schildwache ſteht. 

Alle die gefeplidyen Vorſichten, mit denen, wie ich fie oben aufs 
gezählt habe, das Vereinsgeſet ausgeſtattet iſt, werden insgeſammt 
vergeblich und unzurejcheud fein, wenn das Vereiusweſen jene Selbſt⸗ 
durchſichtigkeit verliert, die es heute noch zeigt, wenn einmal fette 
Eutwicklungsformen raſcher auseinander beriviren werden, wenn feine 
Organiſation ſich immer complicirter geſtaltet und ſeine Verfaſſung den 
Staats einrichtungen verwandter geworden fein wird; namentlich wenn 
gefellſchaftliche. Unternehmungen, welche aus der Claſſenbewegung ent⸗ 
ſtehen, zur Erreichung ihrer letzten Zwecke ſich wechſelnder For⸗ 
men bedienen werden, und jo bald als Rohſtoff⸗, als Conſum⸗ 
vereine, als Bauſocietäten, bald als Vorſchußinſtitute, Bildungs⸗, 
Schul- oder Wohlthätigkeitsvereine in das fociate Leben eintreten und 
den Kampf für ihre Principien und Intereſſen beginnen, ohne daß der 
Regierung ihr Zufammenhang, ihre einheitliche Leitung und ihr ge⸗ 
meinfamer Antheil an den großen Abſichten der Claſſe wahrnehm⸗ 
bar wäre. 

Dieſe generatio aeguivoca fucialer Gebilde wird plötzlich vorhan⸗ 
deu fein, geſchaffen durch die Macht des gemeinſamen Bebinfniffes ; 
für fie wird ein hin und wieder zwiſchen den Vereinslektern gewech⸗ 
feltes Wort den Aulaß geben, ohne daß formel ein Buchſtabe des 
$ 33 verletzt zu werden braucht, ohne daß es einer Vereinsleitung ber⸗ 
fiele, die Normen des Geſetes zu lädiren und ohne daß das ſchärfſte 
Ohr, der attenteſte Regierungscommiffär und der ängſfichſte Pollzet⸗ 
director die Accorde, welche angeſchlagen find, aus den Vereinsver⸗ 
ſammlungen herauszulauſchen vermöchte. 


Ich darf daher behaupten, daß ſelbſt der Polizeiſtandpunkt und 


was mit ihm zufammenpängt, das Ueberwachungsweſen und die Con⸗ 
trole der Vereine, kurz da ius cavendi, in dem gegenwärtigen Ver⸗ 
einsgeſetze nicht zum richtigen Ausdrucke gelaugt iſt. 


Ich muß aber auch noch hervorheben, wie vielen einſchränkenden, 


läſtigen und das Vereinsweſen in feiner Entwicklung hemmenden Be 
ſtimmungen wir in dem Vereinsgeſetze begegnen müſſen, ohne daß 
eine derſelben oder älle zufammen ihre, Legſtimität in der dadurch er⸗ 
ziellen beſſeren Ueberwachung der Vereine fänden. 

Gerade dieſe unzuverläffigen und meiſt unnöthigen Anordnungen, 
haben dem Geſetze den Stempel großer Illiberalität aufgedruckt und 
hätten die Aufuahme von einſchnerdende ren, dem Rechts 
ſtandpunkte des Staates mehr genügenden und unerk 
lichen Beſtimmungen geradezu geßntbert, wenn mau auf die Noth- 
wendigkeit, ſie zu decretiren, damals ſchon gedacht haben würde. 

Die mieiſteu deutſchen Legislatoren haben in dem Falle, als ſie 
überhaupt eine Statutenvorlage verlangten, bloß vorgeſchrieben, daß 
darin der Zweck und die Wirksamkeit des Vereines erfichtlih gemacht 
werden müſſe. ($ 2 der k preußiſchen Verordnung vom 11. März 
1850; Art. 18 des k. ſächſiſchen Vereinsgeſetzes vom 3 Innt 1850; 
ghzgl. Baden ſches Vereinsgeſetz vom 14. Februar 1851, § 5, und 
Art. 12 des k. bairiſchen Bereinsgeſetzes vom 26. Februar 1850.) 

Dagegen norinirt das öſterreichiſche Geſez im § 4 eine Menge 
Puukte, die in jedem Statutenentwurfe erfichtlſch zu machen finb, von 
denen mir mit Ausnahme der Punkte a und c die übrigen irrelevant 
ſcheinen, weil durch die Verfügungen des § 12 die Kunctionäre des 
Vorſtandes und daher die Vereinsleiter der Regierung ohnehin bekannt 
werden mirffen, und die Statutenbeſtimmungen ad b. d, f, g. h 
und i Gegenſtände des inueren freien Verfaſſungsrechtet find und mit 
dem Aufieren Vereinsrechte, dad allein den Inhalt des Geſetzes zu bil 
den hätte, nichts zu Schaffen haben. 

Ebenſo gehört die Beſtimmung des § 30, wornach Ausländer, 
Frauensperſonen und Minderjährige als Mitglieder polttiſcher Vereine 
nicht aufgenommen werden dürfe, zu jenen, welche nicht das geringſte 
praktiſche Reſultat gewährt haben. Ein Blick auf die ausländeſche Ge⸗ 
ſetzgebung wird zur Begründung dieſer Behauptung mehr beitragen, 
als eine langathmige Beweisführung. 

Sachſen läßt Ausländer und Frauen als Mitglieder politiſcher 
Vereine zu, und ſchließt nur Dispofikionsunfähige aus (Art. 21). 

Baieru dagegen ſchließt Minderjährige und Frauensperſonen allein 
aus (Art. 15). 

Preußen verbietet nur die Aufnahme von Schülern und Lehrlin. 
gen, daun Frauen in politiſche Vereine und geſtattet Ausländer und 
Minderjährige aufzunehmen (§ 8). 

Baden ſchließt nur Nichldeutſche und Minderjährige aus ($ 4). 

Da in den politiſchen Verhaltmiſſen dieſer Länder gar kein Grund 
zu finden iſt, weßhalb bald Minderjährige, bald Frauen, bald Aus⸗ 
länder von den politiſchen Vereinen ausgeſchloſſen oder zu denſelben 
zugelaſſeu werden, ſo liegt darin ein Kriterlum der gänzlichen Unnö⸗ 
thigkeit dieſer geſetzlichen Beſchränkuug. 

Irrelevank und weder für das Aufſichtsrecht der Regierung förder⸗ 
lich, noch in irgend einer auderen Richtung von praftiſchem Nutzen 
ſcheinen intr auch die Beſtimmungen der 88 31 und 32. 

Nicht mit Unrecht wurde bezüglich det Letzteren im Abgerrbnetens 
hauſe hervorgehoben, daß in der Meldung der neu eingetretenen Mit⸗ 
glieder ein Moment liege, welches gerade die beſounenen und ruhigen 
Staatsbürger von der Theilnahme an ſolthen Vereinen abhalte und 
dieſen Elemente zuführe, von denen man ſich eher einer Ueberſtürzung 
verſehen könne. Eine ähnliche Anordnung kommt übrigens auch im 
prenßiſchen Geſetze vor (§ 2). 

Im $ 33 verbietet das Gefeh die Filiation der potttiſchen Vereine, 
die Verbindung mit anderen Vereineu, geſchehe fte nun durch Cor⸗ 
reſpondenz oder durch Abgeordnete; ein Verbot, welches ſich als voll⸗ 
kommen umduechführbar erwieſen hat und nur die Veranlaſſung zu 
beſtändigen Geſetzezmngehungen geworden iſt. 

Die augländiſche Geſetzgebung iſt in dieſem Punkte etwas weni⸗ 
ger ſtreug. 

Die Faſſung des § 20 iſt eine unrichtige, zudem auf viele 
Vereine, welche die Verwaltungsorgane zu vicarixen haben, unanwend⸗ 
bar, und hätte der ganze Paragraph bei Seite gelaſſen werden können, 
ohne daß der öffentlichen Ordnung hierob eine Gefahr erwachſen wäre. 


(Sortſeßung Folgt.) 
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Mittheilungen aus der Praxis. 


Commiſſienskoſten für amtliche Jafdſchadenerhebungen find, wenn 

den Jagdinhaber kein Verſchulden trifft, wie andere Commiſſions⸗ 

koſten von der Parker zu zahlen, welche um die Erhebung e 
ſchritten iſt. 

Die Feldfrüchte des Grundbeſitzers Joſef G. in R. zeigten im 
Frühjahre 1870 mehrere vom Hochwilde berührende Beſchädigungen. 
G. wendete ſich an die Domäten-Abminiftration von W. — als 
Jagdinhaberin — um im gütlichen Wege zur Entſchadigung zu ge⸗ 
langen. Die Gutsverwaltung nahm nun in Anweſenheit eines Ge⸗ 
meinderathes den Localaugenſchein vor, bei welchen Anlaſſe von G. 
für den conſtatirten Schaden 16 fl. begehrt wurden. Die Gutsver⸗ 
waltung fand dieſe Forderung überſpannt, und foll dem Gh. eine Ent⸗ 
ſchädigung von nur 10 fl. angeboten haben, welches Entſchädigungs⸗ 
anbots⸗Faetum im Zuge der weiſern Verhandlung nicht nachgewieſen 
werden konnte. Da außerämtlich eine Einigung über die Schadens⸗ 
höhe und deren Exſatz nicht zu Stande kam, jo überreichte G. zwei 
Tage darauf die Anzeige über den Wildschaden bei der Bezirkshaupt⸗ 
manuſchaft und bat um die commiſſionelle Beſichtigung und Schätzung. 
Dieſelbe fand wirklich ſtatt und es wurde der von den Sachverftäudi⸗ 
gen vorgefundene Schade auf 8 fl. 86 ¼ kr. beziffert. Gl erklärte, 
daß er dagegen keine Einwendungen zu erheben habe, ebenſo der 
Gutsverwaltet, welcher bemerkte, daß er den vor Abhaltung der Com⸗ 
miſſton ermittelten Betrag von 10 fl. auch jetzt noch bezahlen wolle, 
da ihm eine Verkürzung des G. kerne gelegen. Leßterer nahm auch 
die 10 fl. als Entſchädigung an. 

Der Bezirkshauptmann hat hierauf den G. zur Zahlung der 
Commifſionskoſten pr. 15 fl. 64 kr verpflichtet. 

Gegen dieſen Zahlungsauftrag ergriff G. den Recurs an die 
Statthalterei und führte in demſelben aus, daß er die Angelegenheit 
außerämtlich beizulegen Willens war und erſt dann die De der por 
liſiſchen Behörde in Anſpruch zu nehmen bemüßiget war, als die 
Vertreter der Gutsverwaltung wohl den Beſtand des Wildſchadene 
zugegeben, aber keinen Entſchädigungsanbot geſtellt, 72 ſeine For⸗ 
derung für undiscuſſirbar bezeichnet hätten. Er habe ſich die Ber 
ſtimmungen der jagdpolizeilichen Vorſchriften vom 15. December 1862 
und des § 15 des Jagdpatentez vom Jahre 1786 vor Augen gehal⸗ 
ten, wegen verweigerter Entſchädigungsleiſtung um die Vornahme der 
Commiſſion augeſucht und ſich auch mit dem erhobenen Entſchädigungs⸗ 
betrage pr. 8 fl. 86 dùĩ kr. zufriedengeſtellt. Das Pins auf 10 fl. 
habe er von der Gutsverwaltung angenommen, weil ei der Meinung 
geweſen, dieſelbe hätte die zu niedrige Schäßung des Wüildſchadens 
eingeſehen. Würde die Gutsverwaltung früher außerämtlich die Ent⸗ 
cad eng geleiſtet haben, jo wäre die Commiſſion nicht verlangt 
worden. 

Die Statthalterei behob den bezirkshauptmannſchaftlichen Beſcheid 
und verpflichtefe die Domäne W. zur Zahlung der Commiſſionskoſten, 
weil die ämtliche Erhebung des Wildſchadens nothwendig war, indem 
eine außerämtliche Ausgleichung über den Schaden nicht eingetreten, 
und auch nicht erwieſen worden ſei, daß die Domäne dem G. vor 
der Eommiſſton einen beſtimmten, inebeſondere aber einen höheren, 
als den ämtlech erhobenen Entſchädigungszantrag angeboten habe. 

Gegen dieſe Entſcheidung hat die Domäne W. den Minfteri 
recurs eingebracht, worin außer der Anführung, daß dem G. ein gütli⸗ 
cher Antrag auf Entſchädigung pr. 10 fl. anch noch bei der Commiſ⸗ 
ſton ins Angeſicht wiederholt worden ſei, betonte, daß die ämtliche 
Schadenerhebung gezeigt habe, daß der Crſatanſpruch des Klägers 
pr. 16 fl wirklich ein überſpannter war. G. habe auch nicht die 
Intervention des Gemeinde⸗Vorſtandes beanfprucht, was er (nach 8 17 
der jagbpoltzeiltchen Vorfchriften) zu thun verpflichtet geweſen wärc. 
Es wurde im Recurſe gebeten, die Statthalterei⸗Entſcheidung auff 
heben, und eutweder dem G. allein die Zahlung der Commiſſtons⸗ 
koſten vorzuſchreiben, oder wenigſtens auszuſprechen, daß er ſolche mit 
der Domäne W. gemeinſchaftlich zu tragen habe 

Das Miniſterjum des Innern hat mit Entſcheidung vom 4. No⸗ 
vember 1870, g. 15.727 dem Recurſe der Domäne Folge gegeben 
und unter Behebung der Statthalterei⸗Eutſcheidung erlannt, es obliege 
dem Jofef G. die fraglichen Commifſionskoſten an die Bezirkzhaupf⸗ 
mannſchaft zu berichtigen; „denn wenn auch durch die vom Bezirks⸗ 
hauptmann über Anlangen des Joſef G. vorgenommene Local⸗Com⸗ 


miſſion ſichergeſtellt wurde, daß die Feldfrüchte des Letzteren durch 
Wild beſchädigt worden find, fo würde es dennoch nicht gerechtfertigt 
erſcheien, wenn von der im § 24 der Miniſterial⸗Berordunng vom 
3. Jult 1854, R. G. Bl. Nr. 169 nurmlrten Regel rückſichtlich der 
Vergütung der Commiſſionskoſten eine Ausnahme gemacht und die 
jagbberechtigte Gutsjuhabung W. auch noch zur Zahlung der aufge⸗ 
laufenen Cummiſſionskoſten pr. 15 fl. 64 kr. verpflichtet würde. Zu 
iner Ausnahme von der in der obigen Minkſterlal⸗Verordnung be⸗ 
ſtimmten Regel liegt kein Grund vor, weil der Domäne W. in Mid: 
ſicht des fraglichen Schadens ein Verſchulden durch etwa übermäßige 
Hegung des Wildſtandetz nicht uachgewieſen wurde, und well G. eine 
Schadenerſaßforderung von 16 fl., ſomit von ſolcher Höhe in Anſpruch 
nahm, welche ſich im Entgegenhalte zu dem von der Cammiſſion er⸗ 
mittelten Betrage pr. 8 fl. 86 fr. als überfpannt darſtellte, und auch 
Anlaß war, daß ungeachtet der Geneigtheit beider Jutereſſenten zur 
außerämtlichen vergleichsweiſen Beilegung der in Rede ſtehenden 
Schadenerſatz⸗Augelegenheit die Vornahme einer Localverhandlung 
nothwendig geworden war“. M 


Competenzſtreit. Ginfälligwerbung eines en Beſitzes⸗ 

Srlenntuſes Kraft eines von der Grundlaſten⸗Abſoſungs⸗ und 

Negulirungs⸗Behörde gefällten Ausſpruches über die Natur des 
Beſitzes⸗Objectes. 


Die Anſaſſen von Sch. und P. haben gegen die Stadtgemeinde 
I. bei dem dortigen Bezirksgerichte auf Grund eines Beſitzſtörungs⸗ 
Erkenutntſſes vom Jahre 1852, betreffend die Hutung auf einer Hufe 
weide — um Verfallserklärung der in dieſem Erkenntniſſe angedroh⸗ 
ten Geldſtrafen, wegen angeblich ſtattgefundener Uebertreiung des Ver⸗ 
boles ber Befitzſtorung und um neuerliche Unterſagung jeder weitern derlei 
Störung bet weiterer Strafandrohung gebeten. Naben. das Bezirkt⸗ 
gericht wegen Conſtatirung der angeblichen e die Erhebung 
und Verhandlung unter Beiziehung beider Theile gepflogen hatte, hat 
dasſelbe das erwähnte Executionegeſuch der Anſaſſen von Sch. und P. 
als zur gerichtlichen Eniſcheidung nicht gehörig, den Einſchreitern zu 
rückgeſtellt und dieſe Erledigung auf ein längſt rechtskräftiges Erkennt: 
niß der Grundlaſten⸗Ablöſungs⸗ und Regultrungg⸗Landes⸗Commiſſton, 
vom Jahre 1863 gegcündet, laut deſſen durch die Erhebungen, welche 
aus Anlaß eines dort überreichten Ginſchreitens einiger Auſaſſen von 
Sch. und P. in Betreff der Ausübung der Weide von Seite der An⸗ 
ſaſſen dieſer zwei Ortſchaften auf Stadt Jer Hutungsgründen bei der 
Teer Grundlaſten⸗Ablöſungs⸗ und Regultrungs⸗Localcobmmiſſion gepflo⸗ 
gen wurden, eonſtalirt worden iſt, daß bie beiden Ortſchaften Sch. 
und P. keine ſelbſtſtäundigen Gemeinden find, ſondern, daß fie und 
zwar nicht etwa erſt ſeit der neuen an ſondern 
jett jeher mit der Stabt J. Eine Ortsgemeinde bilden, und mit ihr 
auch rückfichtlich des Gemeindecigenthums vereinigt find; daß unter 
dieſen Umftänten ſich die Ausübung der Weide von Seite der An⸗ 
ſaſſen der genannten berdeſt Ortschaften auf den Stadt I. er Hu⸗ 
tungsgründen, zu welcher die einzelnen Anfaſſen einen Privatrechls⸗ 
#itel weder nachweiſen, noch geltend machen, und worin mittelſt Er⸗ 
lenntniſſes des Bezirksgerichtes vom Fahre 1852 die in dieſem 
Erkenntucſſe angeführten Anſaſſen lediglich auf Grund des factiſchen 
Beſitzſtandeßs und ohne nähere Erörterung des eigentlichen Sachver⸗ 
altes geſchügt worden ſind, nicht als Weide auf fremdem Grunde, 
und fona die Berechtigung dazu nicht als ein dem a. h. Patente 
vom 5. Jult 1853 unterliegendes eigentliches Weiderecht, ſondern als 
eine Beweidung der Hutungögründe der eigenen Gemeinde aus dem 
Titel der „Gemeindeangehorigkeit“, ſonach als Benüßung eines Ge⸗ 
meindegntes von Seite der Gemeindeglieder als ſolcher nach den jeweiltg 
beſtandenen und beziehungsweiſe beſtehenden Gemeinde ⸗ Einrichtungen 
ſich herausſtelle, welche der Behandlung uach dem a. h. Patente vom 
5. Jult 1853 uicht unterliegt. 

Der von den Anſaſſen von Sch. und P. gegen dieſen Beſcherd 
des Bezirksgerichtes ergriffene Recurs wurde vom Oberlaudesgerichte 
zurückgewieſen, indem dieſes gleichfalls annahm, daß das Beſitzſtöͤrungs⸗ 
Erkenntuiß vom Jahre 1852 mit Rückſicht auf die in dem vorge⸗ 
bachlen Erkenntuſſe der Gruudlaſten⸗Ablöſungs⸗ und Regulirungs⸗ 
Landez⸗Commiſſion angeführten Umſtände längſt wirkungslos geworden 
iſt, und daß daher auf Grund degzfelben eine Execution im gerlch⸗ 
lichen Wege ſchon deßhalb allein nicht ertheilt werden konnte, wenn 
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ſich diefer Gegenſtand, als lediglich die Gebahrung des Gemeindeweſens 
betreffend, nicht ſchon an und für fich jeder gerichtlichen Beurtheilung 
entziehen würde 

Gegen die cunformen Erledigungen der Unsergerichte haben die 
gedachten Anfaffen den außerordenilichen Recurs beim oberſten Gerichts⸗ 
hofe eingebracht, worin fie baten, daß unter Aufhebung dieſer Exledi⸗ 
gungen ihrem Eingangs erwähnten Executionsgeſuche auf Grund des 
rkenntniſſes vom Jahre 1852 ſtattgegeben werde 

Der oberſte Gerichtshof übermittelte die Acten dem Miniſterium 

des Junern zur Eröffnung der dortigen Wohlmeinung mit dem Be⸗ 
merken, daß er die Auſichten der Unterbehörden theile, daß, da es ſich 
im vorliegenden Falle nicht um ein auf einem ſelbſtſtändigen Privat⸗ 
rechtstitel beruhende Weiderecht der klagenden Anſaſſen, ſondern um 
eiu aus dem Gemeindeverbanbe fließendes Recht auf die Beuntzung 
eines Gemeindegrundes mittelft Viehwelde handelt, die Entſcheidung 
pieike ſtrettigen Angelegenheſt nicht zur Competenz der Gerichte 
gehore. 

Das Miniſterium des Innern trat unterm 3. September 1870, 
3. 12.479 der vom oberſten Gerichtshofe ausgeſprochenen Anſicht, 
daß die Streitſache micht zur Competenz der Gerichte, ſondern zu der 
der autonomen Organe gehöre, aus dem Grunde bei, weil es ſich hier 
nicht um ein auf einem ſelbſtſtändigen Pripatrechtztitel beruhende 
Weiderecht, ſpudern um ein aus dent Gemeindeverbande abgeleitetes 
Recht auf die Benützung eines Gemeindegrundes mittelſt Viehweide 
handelt. Kl. 
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Verordnungen. 


Erlaß des Statthalters von Steiermark vom 9. März 1871, Z. 1804, betreffend 
die technischen Vorſichten bel Bewilligung von Waſſer⸗(Men⸗ und Reſtauegtions⸗) 
Bauten, 


Um ben Nachteilen zu begegnen, welche aus der Außerachllaſſung der techn 
ſchen Vorſichten ber Bewilligung von Waſſer Neu- und Reſtaurationsbanten enk 
ſpringen, theile ich die wachjieheube, von technisch seien kifiſchen Baudepattemtent der 
Stutthalterei ausgearbeitete Unleitung zur Beachtung bel den einſchlägigen Amts. 
handlungen in erſter Inſtanz niit: 

Die Geſuche um Bewilligung zur Mnftaltung alter oder Anlage neuer 
Waſſerwerke in Asficht anf die Bodenbewäſferung oder die Gewinnung von Trieb: 
kräften find ohne Ausnahme mit verläßlichen Plänen zu belegen, in welchen bie benbr 
ſichtigten Bauanlagen in der Situation, bezüglich im Grundriſfe und in den Rängen- 
und Ouerſchnitten, ſo wie die alten und nenen Gefällovechälkniſſe der betreffenden 
Waſſerläufe vollſtändig dargeſtellt fein anüffen. 

Die Errichtung von Triebwerken unmittelbar über den Fluß⸗ und Bachbelten 
und im Bereiche berfelben ſoll möglichſthintaugehalten werben 

Dort, wo eigene Betricbscanäle nothwendig werden, find dieselben möglichft 
gerade anzulegen. 

Da bie Herſtellung mehrerer Betrieböcanäle aus einem und demſelben Fluſſe 
oder Bache in geringen Entfernungen von einander viele Uebelſtände mit ſich bringt, 
fo iſt darauf hinzuwirken, daß bel Aulage neuer Werke bie in der Gegend bereits 
leſtehenden Betrieböranäle ſhunlichſt ausgenützt werden, damit die Nothpwendigleit 
neuer Ausleltuugen entfällt 

Wenn — wie an der Mur — bie Nuffangung des nolhigen Bettiebgwaſſerg 
nultteſſt freier in das Flußbelt hineingebauter Fänge geſchſeht, fo ift bei Feſtſtellung 
ihrer Richtung und Länge darauf zu ſehen, daß dle Schifffahrt in keiner Weiſe Beirrt 
und auch Die beſtehenden Objecte, als“ Uferſchuczbauten, Brücken ꝛc. icht benachiher 
ligt werden. 

Muß aber zur Gewinunng des ubthigen Betrlebswaſſers der Bach miltelit 
eineg Wehres abgebaut werden, jo dürfen die Bauaulagen nur in der Art bewilliget 
werben, daß bie permanente MWaſſeraufftanung die beiderſeillgen nallͤrllchen Ufer nicht 
überſchreltet und die Mittel- und Hochwäſſer ungehindert und, ohne die nakürlichen 
Ufer zu übertreten, abflleßen können. 

Zu dieſem Zwecze ind die Wehrpolſter in der Regel mit der uatüellchen Bach. 
ſohle in Unterwaſſer uber wenigstens mit dem Unterwaſſerſpiegel gleich zu legen, wo 
dann der Aufſtau mittelſt Schßtzen erzielt wird, welche, bei höhetem Wafſerſtande 
aufgezogen, den ungehinderten Abfluß des Maſſers ermöglichen. 

Dort, wo wegen beſonderer Localverhältniſſe, innbeſonders wegen der Bedeutend. 
beit bes Gefflles und der Höhe der natürtichen Ufer u. dgl; die Legung der Wehrpolſter 
tn einer mäßigen Höhe Über dent Ulcterwaſſerſpiegel unbedenklich erſcheint, ft weng ; 
flerd auf die Herſtellung von Grundabſäsſen zu dringen, welche einen dem Stande 
der Hochwäſſer enkfprechenden Ouerſchnitt zu erhallen haben. 

Die Pölſſer ſolcher Grunpabläſſe ſollen in der Riegel nicht hoher als der Unter» 
waſſerſpiegel bei Heiuene Stande gelegt werden. 

Von der Herſtellung der Grundabläſſe könen die Bauwerber unt in besonders 
rüückſichtswürdigen Fällen, wenn nämlich die Hochwäſſer trob des Beſtandes des Weh. 
res ganz unnachthellig ablaufen können, enthüben werben; doch hat die Gommiſſton 
in ſolchen Fällen die Localverhältniſſe beſonpers eingehend zu erheben und den Rache 
weiß der obigen Bedingung verläßlich zu conſtattren. 

Alle Wehranlagen und deren Beflanbtheile find je nach Erforderniß mit den 
nötigen Schiipungsbauten gegen Unterwaſchungen und Ufereinriſſe zu verſehen. 

Die Vorrichtungen zum Anziehen der Schüßen müſjen leicht beweglich und 
zugänglich fein." 

Es iſt im Allgemeinen Pficht der Werkheſtter, die Schuten an ihren Werleu 
bel eintretenden höheren Waſſerſtänden nach Bedarf rechtzeitig aufzuzlehen, ſo daß 
dus Waſſer einen ungehinderten Abfluß findet. 

Staudämme vberholb der Wehren hub in der Regel gang büͤttanzuhatten und 
die zufälligen Waſſerſpannungen nur nuch ber Höhe der natürlichen Ufer, keineswegs 
aber nach künstlichen Ufererpühungen feſtzufetzen, was insbeſonders um Flachlande und 
bel einem trägen Lunfe des Waſſers zu gelten hat. 

Nur Bei stark abfallenden Thalboden können Standäunine unker der Bedingung 
beroffliget werden wenn daraus vorandfichtlich weder dem allgemeinen, noch dem 
Privatintereſſe ein Nachtheil erwächs l. 

Weßreinbanten an floß. und ſchiffboren Seifen find ohne Ausnahme un z ü 
läſſig. 

Die Waſſerſponnungen ſind in den betreffeuden Baubewilligungserläſſen klar 
und zweifellos zu nurmmireu und in allen Fällen nach der Vorſchrift vom 30. Auguft 
1348, 3. 16.580, ordunngsmäßfg abzuhalmen. 

Zur Verhinberung von Wafferüberflauumgen iu ben Belriebsgerinnuen find an 


geeigneten Slellen freie Neberfälle in gehöriger Weite onzutringen, gleichwie auch auf 
Herſtellung gerinmiger Feilfluder hinzuwirken ſellt wird, 

Die gehörige Reinhallung der Waſſerriunſäle, wozu ſelbſtverſtändtich auch die 
Betriehaemtle gehören, — iſt in ben diesfalligen Vorſchriften ſchon normirt. 

Eine weitere Pflicht der Merkstefiger beſteht anch darin, daß die Gerinne, 
Stau- und Werkovorrichtungen bei auhaltendeun Froſse nach Bedarf aufgeeifet werben, 
damit dent Austreten des Waſſerd aus feinen Ufern möglichft begegnet fel. 

Da [ich bie Woſſerlelte oberhalb der Schwellvorrichlungen Häufig vecſchottern, 
wenn die Schützen nicht zeltweiſe gezogen werden, was bel plözlich eintretenden Hoch. 
wüfſern oft von allgemeinem Machlhelle werben kann, jo it den Werksbeſitzern ſchon 
bei Grthelnng der Baubewilligung zur Pflicht zu machen, daß fie in angemeffenen 
Zeiträumen die Grund- und Slanſchüßen öffnen, bamıt die Waflerbeiten zeitweife 
gereiuiget werden, 

Befinden ich an einen uud demfelben Betrlebcangle mehrere Stauwerle, ſo 
it auf das gleichzeitige Oeffnen ber Schſchen au allen Werken hinzwwixken. 


Perſonalien. 


Seine Maſeſict haben den k. k.gebelmen Rath und Kämmerer Johann Grafen 
Larlſch- Moench zun kek Sberſthofmarſchall ernannt 

Seine Moſeſtät haben dem Genergleonſul in Kiverponf Dr. Ferdinand Krapf 
den Orden der eiſerten Krone III. CI. tarfrel verliehen, 

Seine Maſeftät haben dem Officlalen in der Präſtdialſeetlon des gemeinfanen 
Miniſterlums der Aeußern Friedrich Proß ke daß goldene Verdlenſtkrenz mit der 
Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Beziekshauptwäunern Anton Fortis in Sigi und 
Joseph Sau cha in Tmoachl die A. b. Bufriedeubeit gusgudrücken geruht. 

Seine Maheſſät huben dem Bezirkshauptwaune Andreas Winkler eine bei 
der küiſtenländiſchen Slatthalterei erledige Slatttgaltereirahsſtelle II. Cl. verliehen. 

Der Minffter des Innern hal den beim Minſſterium bed Innern iu Verwen. 
dung stehenden Stalthaftereiconeipiften Tbeoxor Ritter u. Minaldint zum Beztefs. 
bauptmenne J. El im Küſtenlande ernannt. 

Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat den Stafthalteteiconelplſten Car! 
German zune Deintfterialeoneipiften im Mlnlſterſum für Gultus und Unterricht 
eunannt, 
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Erledigungen. 


elegraphenamtoverwaftergftelle für die Staklon Pardubih mit 1200 
Gehalt jährlich, und zwei Gontrolorspoiten für Prag, zwei Gonfrolorspoſten Fir 
Lemberg und brei Sontroforöftellen fr Krakau mit je 2200 fl. Jahreögehalt, gegen 
Cauion, bis 12. April, (Amtebl. Nr. 72) 
beamieäſtellen bein Mechunngsdepartement der galſiſchen Glatt 
halterei, ö e Rechnungorathsſtelle mit 1600 fl, eine Rechnnngsoffickalg⸗ 
fteite 1. SL. mik 1000 fl, zwei Rechnungsoffieialepoſten 1. Cl, mit 900 fl, eine Rech 
uugsofficialstelle 1. Cl. mit 800 fl., zwei Rehnungsofficialopsften IL Gl. nil 
700 fl., zwei Pechnungsoffielalspoſten II. Sl. mil 600 (t, unt zwei Rechnungs 
offkeinlspuften INT. El. mit 500 fl. Jahresgeholl, his Ende Mirz. (Amal. Nr. 72.) 

Vier Gonceptsprakticanfenftellen, jede mtl 400 fl. Mbfırhun jährlich, bel ber 
mährijchen Binanzlanteabirection, bis 20. April. (Amtebl Nr 75.) 

Drei (. f. Bezurksarztſtellen fir Schleſien mit den Amteſihen in Zeichen, 
Troppau und Freudenthal mit 300 fl. Jahresgehalt und vermaliger Oujnquennal 
zulage von je 100 fl. bie 18. April. (Umtabl. Nr. 76.) 

Fiuonztoneipiſtenſtelle Bei der Binangpesematn in Brünn mit 900 fl, event 
800 fl. Zafresgehatt, bis Witte April, (Nankabl. Nr. 77.) 

Bruangbegivkscommijläreftelle II. Gi. bei ber n. ö. Binanglanbesbirection mit 
1000 fl. &egatt; und Finanzeoneſpiſtenſtelle bei biefer Sinanzlaudesbirection mit 
900 fl. event 700 fl. im Falls der Verwendung in Wien mit dem Quarkiergelde von 
200 fl. bis 7. April. (Amtsbl. Rr 77.) 

Praktienntenftelle beim Hauptpunztrungsamte mit 1 fl. Tagtohn, bis 10 April. 
(Aultsbl. Nr. 78.) 

Banabjunctenftelle für Mäyren I. El, mit 700 fl. Gehalt, event. eine Ban- 
prakticantenftelle nit 400 fl. Adjutum, bis 20. April. (Amlobl Nr. 78.) 

Bauadlunelenſtefle beim Baudesbauamte in Graz mit 1000 fl. Jahresgeholt, 
bie 8. April. (Amtebl. Nr. 79.) 

Bezichäfeeretärsjtelle In Krain nit 600 fl. Jahresgehalt und den Vorrnckunge. 
rechle in die 700 fl. bis 6. April. (Amtabl. Nr. 80) 

Ingenienreſteſle J. Cl. für Schleſten mit 1100 fl. Jahresgehalt event. eiue 
Ingeurenreſtefle H. CC mit 1000 fl. Jahresgehalt, bis 15. Apel. (Amtobl. Nr. 80.) 


Der Jahrgang 1870 der Zeitſchrift 
für Verwaltung ſammt Inder iſt um den Preis 
von 3 fl. bei der Adminiſtration des Blattes zu 
beziehen. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Für den Druck verantwortlich C. Pifteri. 
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